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Recht und Geschichte

Das »Schmücker-Verfahren« ist das längste Strafverfahren in der Geschichte der Bundes-

republik Deutschland. Es dauerte von Februar 1976 bis Januar 1991, also insgesamt 

etwa 15 Jahre. Das Schmücker-Verfahren gilt als Paradebeispiel für politische Justiz in 

der BRD, bei der eine Steuerung des Verfahrens durch den Verfassungsschutz unter ak-

tiver Mitwirkung der Ermittlungsbehörden, insbesondere auch der politischen Abteilung 

der Berliner Staatsanwaltschaft, erfolgte. Es ist der Prototyp für ein geheimdienstlich 

angelegtes Verfahren, in welchem den Gerichten jeweils nur das präsentiert werden soll, 

was den grauen Eminenzen genehm ist. Oder, wie es die 18. Strafkammer in ihrem Ein-

stellungsurteil formulierte: »Im vorliegenden Fall geht es nicht um Missgriffe einzelner 

Beamter, sondern um ein auf breiter Ebene angelegtes, dem Landesnachrichtendienst 

Berlin bis zur Behördenspitze bekanntes, gebilligtes Konzept, eine Verurteilung der An-

geklagten um jeden Preis zu erreichen, in das sich Beamte der Ermittlungsbehörden haben 

einbinden lassen.« 

Rainer Elfferding, einer der Verteidiger im Schmücker-Verfahren, erinnert sich: »Es haben 

praktisch zwei Prozesse parallel stattgefunden. Der eine offiziell und scheinbar nach den 

Regeln der Strafprozessordnung, und im Hintergrund einer, von dem keiner was wissen 

wollte.« VON ULRIcH KLINGGRÄFF, BEARBEITET VON BIRTE VON HÖRSTEN UND DAGMAR ScHNüRER

Planspiel mit Todesfolge
Der Verfassungsschutz und das Schmücker-Verfahren
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Tod an der Krummen Lanke
Der Berliner Student Ulrich Schmücker (geboren 
1951 in Hagen) wird am Morgen des 5. Juni 1974 an 
der Krummen Lanke von amerikanischen Soldaten 
mit einer Schussverletzung sterbend aufgefunden. 
Tags darauf übernimmt ein »Kommando Schwarzer 
Juni« der »Bewegung 2. Juni« die Verantwortung. In 
einer als »Kommunique über Verrat« bezeichneten 
Erklärung des »2. Juni« heißt es:

»In den frühen morgenstunden des heuti-
gen tages wurde der konterrevolutionär und ver-
räter ulrich schmücker von einem unserer kom-
mandos hingerichtet. schmücker war von ei-
nem tribunal der bewegung 2.  Juni wegen seiner 
aussagen vor staatsschutzbehörden der BRD 
und westberlin zum tode verurteilt worden. 
(…) Ein verräter hat in den reihen der revolu-
tion nichts zu suchen, außer seinen sicheren tod.« 
Ulrich Schmücker hatte sich 1972 der »Bewegung 
2. Juni« angeschlossen. Im Mai 1972 wurde er wegen 
eines geplanten Sprengstoffanschlags verhaftet. In 
Untersuchungshaft wird Schmücker regelmäßig von 
einem Mann besucht der sich »Peter Rühl« nennt 
und bei dem es sich tatsächlich um den Mitarbeiter 
des Berliner Verfassungsschutzes (damals: Landes-
amt für Verfassungsschutz – LfV) Michael Grünha-
gen handelt. »Rühl« gaukelt Schmücker vor, nur an 
allgemeinen Informationen zu seinem persönlichen 
Gebrauch interessiert zu sein. Er arbeite nicht mit 
der Justiz zusammen. Außerdem könne er sich für 
die Haftentlassung Schmückers einsetzen. Schmü-
cker wird von Grünhagen mit zusätzlichen Lebens-
mitteln und gelegentlich auch mit Geldzuwendun-
gen versorgt. Entscheidend für das Entstehen sei-
ner Aussagebereitschaft ist insbesondere, dass ihm 
Grünhagen durch die Bekanntgabe seines Wissens 
suggeriert, der gemeinsam mit Schmücker verhaf-
tete Harald Sommerfeld habe ohnehin schon aus-
gepackt und es könne nur noch darum gehen, dass 
auch Schmücker seine Haut rette. Gleichzeitig wird 
Ulrich Schmücker Vertraulichkeit hinsichtlich der 
von ihm übermittelten Informationen zugesichert. 
Grünhagen gibt jedoch einen Teil der erlangten In-
formationen an den die Ermittlung leitenden Staats-
anwalt (StA) Braun weiter.

Schmücker wird eine kurzfristige Haftentlas-
sung und in seinem Strafverfahren eine Bewäh-
rungsstrafe in Aussicht gestellt. In dieser Situation 
entschließt er sich im Juli 1972 zu einem umfassen-
den Geständnis gegenüber der Staatsanwaltschaft, 
bei dem er eine Vielzahl von ehemaligen Genos-

sinnen schwer belastet. In einem von ihm später 
angefertigten Gedächtnisprotokoll beschreibt Ul-
rich Schmücker, wie er gemeinsam mit Grünhagen 
in Vorbereitung der Aussage bei der Staatsanwalt-
schaft ein schriftliches Geständnis formuliert hat. 
Am 7. Februar 1973 findet der Prozess gegen Schmü-
cker vor dem LG Berlin statt und er wird zu einer 
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten 
verurteil. Das Urteil steht vor der Verhandlung fest 
und wird ihm vorher von der Staatsanwaltschaft 
mitgeteilt.

Die Erschießung
Dem Berliner Verfassungsschutz geht es in diesen 
letzten Tagen vor der Erschießung Schmückers of-
fenbar allein darum, Informationen zu den damals 
meistgesuchten Mitgliedern der »Bewegung 2. Juni«, 
Inge Viett und Ralf Reinders, zu bekommen. Dass 
Schmücker dem LfV offensichtlich als Lockvogel 
dienen soll, ergibt sich auch daraus, dass er nicht 
verhaftet wird, obwohl er einer Strafantrittsauffor-
derung nicht folgt und sein Aufenthaltsort bekannt 
ist.

Im März 1973 fertigt Grünhagen einen Vermerk, 
nach dem Schmücker als Informant registriert wor-
den sei und den Decknamen »Kette« erhält. Schmü-
cker selbst gibt gegenüber seinem Umfeld zu dieser 
Zeit an, er wünsche keinen weiteren Kontakt mit 
dem LfV und erstrebe seine Rückkehr in die linke 
Szene. Das Gedächtnisprotokoll, welches Schmü-
cker über seine Gespräche mit Grünhagen verfasst 
hatte, kursiert mittlerweile in der linken Szene.

Über den V-Mann Volker von Weingraber be-
kommt Grünhagen am 4. Juni die Information, dass 
Personen, die der »Bewegung 2.  Juni« zugerechnet 
werden, etwas gegen Schmücker planen. Der zu-
ständige Referatsleiter fertigt einen Vermerk in dem 
es heißt: »M. E. sollte eine vorsichtige Observation 
versucht werden«. Dieser Vermerk wird dem stell-
vertretenden Leiter des LfV vorgelegt, der hierzu 
am Rand ausführt: »Obs. Durchführen«.

Vom LfV wird später angegeben, man habe von 
dieser Idee dann wieder Abstand genommen, sie 
»mündlich rückgängig« gemacht. Dies jedoch er-
scheint bis heute sehr zweifelhaft. Sollte die in den 
Akten vermerkte Observationsabsicht tatsächlich 
umgesetzt worden sein, hieße dies nämlich auch, 
dass Schmücker vor den Augen der Observanten 
umgebracht worden ist. Die Tatwaffe verschwindet 
bis zum Jahr 1989, als das dritte von vier Verfahren 
bereits beendet war, in einem Safe des LfV.
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Die Steuerung des Verfahrens durch 
das LfV
Die nachfolgenden Erkenntnisse über den Versuch 
der Steuerung des Verfahrens unter aktiver Mithilfe 
der Berliner Staatsschutzpolizei und der Staats-
anwaltschaft sind erst im Laufe der Jahre nach und 
nach ans Licht gekommen, einige erst gegen Ende 
des Verfahrens. Nach der Erschießung Schmückers 
konzentrieren sich die Ermittlungen sofort auf eine 
fünfköpfige Wolfsburger Kommune, die 37-jährigen 
IIse Sch. und vier 18-Jährige, sowie auf den 20-jäh-
rigen Jürgen Bodeux. Die wesentlichen Hinweise 
auf diese Gruppe der Tatverdächtigen stammen 
von dem V-Mann von Weingraber. Nach einer spä-
teren Aussage des damaligen Leiters der für Links-
extremismus zuständigen Abteilung des LfV Ber-
lin, Natusch, findet bereits am 5.  Juni 1974 eine ge-
meinsame Besprechung der Verfassungsschützer 
mit dem Bürgermeister und dem Innensenator statt. 
Dort werden folgende Zielrichtungen ausgegeben:

Erstens soll die Enttarnung von Weingrabers 
verhindert werden (wobei die Tatsache, dass es sich 
bei von Weingraber um einen V-Mann handelt, der 
Polizei durchaus bekannt ist), auch um dem Vor-
wurf einer Mitverantwortung des LfV am Tode 
Schmückers vorzubeugen. Zweitens soll die Po-
lizei durch dezente Hinweise auf die nach Auffas-
sung des VS richtige Spur zu den Wolfsburger_in-
nen geführt werden. Der LfV-Beamte Grünhagen, 
der zu Schmücker bereits zwei Jahre Kontakt hatte 
und der auch den V-Mann von Weingraber führt, 
die zentrale Person also bei der Benutzung Schmü-
ckers als Lockvogel und der späteren Steuerung des 
Verfahrens, wird erst acht Jahre nach Beginn der Er-
mittlungen, im Herbst 1982, im 3. Schmücker-Ver-
fahren, vernommen. Sechs Jahre dauert das verwal-
tungsgerichtliche Verfahren über drei Instanzen, bis 
das BVerwG das Land Berlin verpflichtet, Grünha-
gen eine Aussagegenehmigung zu erteilen.

»Operation Brücke«
Trotz der einseitigen Ermittlungen und ständiger 
Hinweise Grünhagens in Richtung der Wolfsburger 
Gruppe, besteht für die Ermittlungsbehörden und 
dem LfV das Problem, dass die zusammengetrage-
nen Indizien nicht ausreichen, zwischen den Mit-
gliedern der Wolfsburger Kommune und der Tat 
einen unmittelbaren Zusammenhang herzustellen. 
So entsteht die Idee der »Operation Brücke«, ei-
nem von V-Mann von Weingraber inszenierten Un-
fall, bei dem die Polizei Waffen und Munition der 

Wolfsburger Gruppe sowie ein Sparbuch des späte-
ren Zeugen Jürgen Bodeux finden soll. Durch die 
aufgefundenen Materialien ist es der Staatanwalt-
schaft möglich, Ilse Sch., Jürgen Bodeux und zwei 
weitere Personen wegen Mitgliedschaft in einer kri-
minellen Vereinigung festzunehmen. Als Haupt-
angeklagte bleibt Ilse Sch. etwa sieben Jahre in Un-
tersuchungshaft, bis sie 1982 aufgrund von Haft-
unfähigkeit von der weiteren Haft verschont wird. 
Die anderen Angeklagten, die zur Tatzeit alle He-
ranwachsende sind, kommen zwischen zwei und 
sechs Jahre in Untersuchungshaft.

Nun entwickelt der Verfassungsschutz teilweise 
in Absprache mit der StA ein Konzept, wie zumin-
dest eine/r der WolfsburgerInnen zu einem Ge-
ständnis veranlasst werden könnte. Zentral ist da-
bei die Überlegung, die zu diesem Zeitpunkt längst 
als Tatverdächtige gehandelten späteren Angeklag-
ten zunächst als Zeugen zu vernehmen, damit sie 
sich nicht auf ein Auskunftsverweigerungsrecht be-
rufen können.

Im Laufe des Verfahrens werden die Angeklag-
ten drei mal durch Jugendkammern des Berliner 
Landgerichts verurteilt, die Hauptangeklagte IIse 
Sch. jeweils zu einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe, 
die anderen Angeklagten zu Jugendstrafen zwischen 
5 und 8 Jahren. Diese Urteile werden dann durch 
den BGH aufgehoben. Die Hintergründe des insze-
nierten Unfalls können erst im letzten der vier Ver-
fahren endgültig aufgeklärt werden.

Bespitzelung der Verteidigung
Von Weingraber ist nicht der einzige V-Mann, der 
im Schmücker-Verfahren eine bedeutende Rolle 
spielt. Schon einen Monat nach dem Mord an 
Schmücker versucht der LfV, einen weiteren V-
Mann im Umfeld der Wolfsburger Gruppe an-
zuwerben. Dieser wird in Christian Hain gefunden, 
einem Mann, der das Vertrauen der Hauptverdäch-
tigen Ilse Sch. genießt. Die Führung des neuen V-
Mannes Hain übernimmt wiederum Grünhagen. 
Das Aufgabenfeld: die Bespitzelung der Verteidi-
gung der Beschuldigten. Grünhagen gibt Hain die 
Anweisung, in diesem Zusammenhang vor allem 
das Vertrauen des Verteidigers von IIse Sch., Phillip 
Heinisch, zu gewinnen.

Das LG Berlin kommt im vierten Prozess auf-
grund einer Vielzahl von Indizien außerdem zum 
Ergebnis, dass diese Form der Bespitzelung der Ver-
teidigung noch ergänzt wurde durch eine auf Ver-
anlassung des LfV durch die Alliierten vorgenom-
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mene Post- und Telefonkontrolle bei den Ange-
klagten und ihren Verteidigern. Erst im vierten und 
letzten Schmücker-Prozess wird endlich ein Groß-
teil der gesperrten Akten des LfV Berlin freigege-
ben. Allerdings enthalten diese Akten immer noch 
viele Fehlblätter und Schwärzungen und können 
wegen fehlender Paginierung nicht auf Vollständig-
keit überprüft werden.

Seit Beginn der Ermittlungen beteiligt sich die 
Staatsanwaltschaft an den bewussten Täuschungs-
handlungen und der Vertuschung der leitenden 
Rolle des LfV. Vor dem Berliner Untersuchungs-
ausschuss, der Ende der 80er Jahre die Praktiken 
des Berliner Verfassungsschutzes prüfen soll, räumt 
der zuständige StA Przytarski ein, dass Grünhagen 
versucht habe, »ihm nicht von der Hacke zu wei-
chen, um jeden Schritt mitzubekommen und auch 
über jeden Schritt zu diskutieren.« Die Nichtverfol-
gung alternativer Tatspuren erfolgt mit Wissen und 
im Einverständnis mit der Staatsanwaltschaft. Sie 
kommt ihrer Pflicht zur umfassenden Aufklärung 
der Straftat, zur Ermittlung auch entlastender Hin-
weise auf mögliche Alternativtäter, zu keinem Zeit-

punkt nach und ist somit insbesondere in Person 
der Staatsanwälte Przytarski und Müllenbrock in die 
Machenschaften des LfV aktiv eingebunden.

Ihren Karrieren hat dies nicht geschadet: Przy-
tarski ist später stellvertretender Leiter des LfV 
Berlin geworden, Müllenbrock Staatssekretär, zu-
ständig insbesondere für Polizeiangelegenheiten.

Der Kronzeuge Bodeux
Bezeichnend für die ersten drei Verfahren ist das 
weitgehende Desinteresse der Gerichte an der Ver-
wicklung des VS und der fragwürdigen Rolle des 
Jürgen Bodeux.

Jürgen Bodeux wird am 26.  August 1974 ge-
meinsam mit Ilse Sch. festgenommen und ist ne-
ben Volker von Weingraber die schillerndste Figur 
im Schmücker Verfahren. Er wird gemeinsam mit 
den Wolfsburger_innen angeklagt und im ersten 
Verfahren zu einer Jugendstrafe von fünf Jahren ver-
urteilt. Für den LfV und die Ermittlungsbehörden 
ist Jürgen Bodeux der erste und einzige Angeklagte, 
der bereits kurz nach seiner Inhaftierung Aussage-
bereitschaft signalisiert. Am 3.  September teilt Bo-
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deux in einem Haftprüfungsantrag mit, dass er be-
reit sei, für eine Haftentlassung »jede Bedingung« 
zu erfüllen.

Bodeux wird damals noch von dem bekannten 
linken Verteidiger Wolf-Dieter Reinhard vertreten. 
Mit Hilfe des Bundesnachrichtendienstes (BND) 
setzt sich der Berliner LfV mit dem Vater Bodeux’s 
in Verbindung und überzeugt diesen davon, dass für 
seinen Sohn die Abgabe eines Geständnisses das 
Beste sei und hierfür der gewählte Verteidiger ein 
Hindernis darstelle. Unmittelbar nach diesem Ver-
teidigerwechsel beginnen die Aussagen Jürgen Bo-
deux’s zum Fall Schmücker.

Bodeux lässt sich von dem Frankfurter Staats-
anwalt Vertraulichkeit zusichern; es werde nicht of-
fenbart, von wem seine Informationen stammen. 
Ein offensichtlich rechtswidriges Verhalten bei je-
manden, der selbst tatverdächtig ist, ein Verstoß 
gegen § 136 a StPO. Am 13. und 19.  Dezember legt 
Jürgen Bodeux vor dem Verfassungsschutz ein Ge-
ständnis ab, in dem er sich zur Mittäterschaft beim 
Mord an Schmücker bekennt.

Die Verteidigung erhält während des Verfah-
rens deutliche Hinweise darauf, dass Bodeux drin-
gend verdächtigt ist, bereits an einem Raubmord in 

Köln beteiligt gewesen zu sein. Die Aussagebereits-
chaft Bodeux’ hängt offensichtlich auch damit zu-
sammen, dass die Polizei diesen Hinweisen nicht 
weiter nachgeht.

Das Einstellungsurteil
Am 28. Januar 1991 stellt die 18 Strafkammer des LG 
Berlin das Verfahren gegen die fünf Angeklagten ein. 
Die Einstellungsbegründung, welche die 18. Jugend-
kammer wählt, ist direkt der Verfassung entnom-
men und spielt in der Praxis sonst keine Rolle. Das 
LG Berlin stellt in seinem Einstellungsurteil fest:

»Die Angeklagten sind in ihrem Recht auf ein 
faires, rechtsstaatliches Verfahren (Art. 2 Abs. 1 
i. V. m. Art. 20 Abs. 3 GG) so schwerwiegend ver-
letzt worden, dass das unmittelbar im Grundgesetz 
verankerte Rechtsstaatsprinzip einer Fortsetzung 
des Strafverfahrens entgegensteht.« Das LG führt 
aus, dass eine derartige Einstellung nur in extrem 
gelagerten Ausnahmefällen als ultima ratio verkün-
det werden könne und hier ein solcher Extremfall 
gegeben sei; denn aus der Gesamtheit der im Laufe 
des Verfahrens erkennbar gewordenen Rechtsver-
stöße ergebe sich, dass fundamentale Garantien des 
Rechtsstaats nicht gewahrt worden seien. ★
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